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> Löschung von Rechten liquidierter 
Gesellschaften  

OLG München, Beschluss vom 12.05.2016, 

Az.: 34 Wx 424/15 
 
An der Schnittstelle zum Gesellschaftsrecht hat das OLG 
München kürzlich entschieden, dass zur Löschung von 
Rechten (vermeintlich) liquidierter Gesellschaften die Zu-
stimmung des Nachtragsliquidators notwendig ist. 
 
In dem zu entscheidenden Fall war im Jahre 1980 ein 
subjektiv-persönliches Vorkaufsrecht und im Jahr 1997 
nach Liquidation der Gesellschaft das Erlöschen der Firma 
im Handelsregister eingetragen worden. Als die Grund-
stückseigentümerin nun dieses Recht löschen lassen woll-
te, legte sie dafür einen amtlich beglaubigten Handelsre-
gisterauszug zum Nachweis vor, aus dem das Erlöschen 
ersichtlich ist.  
 
Die Löschung wurde – wie zu erwarten – zurückgewiesen. 
Statt des Auszugs sei die Löschungsbewilligung der GmbH 
vorzulegen. Diese sei ggf. durch einen Nachtragsliquidator 
abzugeben. Das OLG München führt zur Begründung aus, 
dass an den Nachweis der Unrichtigkeit strenge Anforde-
rungen zur stellen sind – anders sei der Rechtsschutz über 
das Grundbuch nicht gewährleistet. Solange Aktivvermö-
gen vorhanden ist, besteht eine Liquidationsgesellschaft 
gesellschaftsrechtlich fort. Die Löschung im Handelsregis-
ter wirkt dann ausschließlich deklaratorisch. Also darf zur 
Löschung eines Rechts auch nicht genügen, nur das 
(fälschliche) Erlöschen der Firma im Handelsregister nach-
zuweisen. Wurden nämlich bei der Liquidation – wie vor-
liegend – Rechte übersehen, muss der mühsame Weg 
über die Nachtragsliquidation gewählt werden.  
 
Fazit: Die Nachtragsliquidation ist mit erheblichem Auf-
wand verbunden, gerade wenn keinem der vor 20 (!) 
Jahren Beteiligten ein Vorgang mehr bewusst sein dürfte. 
Bei der Bewilligung von subjektiv-persönlichen Rechten für 
Gesellschaften könnte jedoch schon in der Gestaltung 
vorgesorgt werden. Beispielsweise könnte der Eigentümer 
fordern, die Löschung des Rechts aufschiebend bedingt 

auf die Löschung im Handelsregister zu bewilligen und 
sich eine entsprechende Vollmacht einräumen lassen. 
 

> Mietpreisbremse – Gericht darf ein-
fachen Mietspiegel heranziehen 

AG Lichtenberg, Urteil vom 28.09.2016, 

Az.: 2 C 202/16 
 
Mit dem am 28.09.2016 verkündeten Urteil ergeht eines 
der ersten Urteile zur sogenannten Mietpreisbremse. Da-
nach kann der Mieter zu viel gezahlte Miete vom Vermie-
ter zurückfordern, wenn die Miete zu Beginn des Mietver-
hältnisses die ortsübliche Vergleichsmiete um 10 % über-
steigt. Um die ortsübliche Vergleichsmiete zu ermitteln, 
kann das Gericht auf den örtlichen (vorliegend Berliner) 
Mietspiegel zurückgreifen. Ob es sich dabei um einen 
qualifizierten oder einen einfachen Mietspiegel handelt, ist 
dabei unerheblich. 
 
Im zu entscheidenden Fall hatten sich die Mieter bereits 
im Vorfeld des Vertragsschlusses mit dem Hinweis, dass 
die zu zahlende Miete im Hinblick auf die in Berlin gelten-
de Mietenbegrenzungsverordnung zu hoch sei, an die 
Vermieter gewandt und eine Verringerung der Miete 
gefordert. Weil die Vermieterin sich auf eine Reduzierung 
der Miete nicht einließ, erhoben die Mieter Klage auf 
Rückzahlung der überhöhten Miete. 
 
Mit Erfolg! Das AG Lichtenberg gibt den Mietern in vollem 
Umfang Recht. Mit der Mietenbegrenzungsverordnung 
war das Gebiet, in dem die betroffene Wohnung liegt, zu 
einem Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt be-
stimmt worden, gem. § 556 d Abs. 1 BGB. Entsprechend 
durfte die Miete zu Beginn des Mietverhältnisses die orts-
übliche Vergleichsmiete höchstens um 10 % übersteigen. 
Entgegen der Auffassung der Vermieterin kann das Ge-
richt auch einen sog. einfachen Mietspiegel zur Ermittlung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete heranziehen. Dem einfa-
chen Mietspiegel kommt dabei, so das Amtsgericht, zwar 
nicht die dem qualifizierten Mietspiegel vorbehaltene 
Vermutungswirkung zu, er stellt aber ein Indiz dafür dar, 
dass die dort angegebenen Entgelte die ortsübliche Ver-
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gleichsmiete zutreffend wiedergeben. Der Vermieter kann 
diese Indizwirkung nur erschüttern, wenn er substantiierte 
Einwendungen gegen den Erkenntniswert des Mietspie-
gels erhebt. 
 
Fazit: Das Amtsgericht Lichtenberg hat mit der Entschei-
dung ein deutliches Signal für die konsequente Anwen-
dung der Mietpreisbremse gesendet. Zudem stärkt das 
Urteil den Beweiswert des sog. einfachen Mietspiegels 
erheblich. 
 
Inwieweit dieses Urteil des AG Lichtenberg auch künftige 
Entscheidungen zur Mietpreisbremse prägen wird, bleibt 
abzuwarten.  
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„Aktuellste Meldungen und ein stetiger Informationsfluss bilden das nachhaltige 
Fundament einer jeden Unternehmung. Darauf bauen wir auf und unterstützen Sie 
auch in der Umsetzung.“ 
 

Rödl & Partner 

 

„Der Bau der Menschentürme ist ebenfalls nur mit einer stabilen, belastbaren Basis 
denkbar. Sie festigt den Turm in jeder Höhe.“ 
 

Castellers de Barcelona  

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns. 
 

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist.  
 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 
pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe. 
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